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Bargeld erhalten 
 
Die FDP wendet sich entschieden gegen Pläne jeder Art, den Bargeldverkehr spürbar zu beschränken oder 
gänzlich zu unterbinden und spricht sich dafür aus, dass die FDP sich im Parlament der Europäischen Union 
gegen entsprechende Vorhaben des Rates oder der Europäischen Kommission einsetzt. Zum Zwecke der 
Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und organisierter Kriminalität ist die bestehende 
Rechtslage, insbesondere die Anzeigepflicht größerer Geldmengen anlässlich des Grenzübertritts, vollkom-
men ausreichend. Über diese hinausgehende Einschränkungen hinsichtlich der freien Wahl der Art und Wei-
se, seinen persönlichen Zahlungsverkehr zu vollziehen, sind strikt abzulehnen. 
 
Bargeld ist gedruckte Freiheit und darf nicht eingeschränkt werden. 


